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Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz zur Regelung zusätzlicher Fragen der Ausbildungsplatzförderung 
- Drucksachen 8/602, 8/972, 8/1137 - 


Berichterstatter: Senator Steinert 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Das vom Deutschen Bundestag in seinej 48. Sitzung am 7. Ok- 
tober 1977 beschlossene Gesetz zur Regelung zusätzlicher Fra- 
gen der Ausbildungsplatzförderung — Drucksachen 8/602, 8/972 
— wird nach Maßgabe des aus der Anlage ersichtlichen Be- 
schlusses geändert. 


Bonn, den 23. November 1977 


Der Vermittlungsausschuß 

Vogel (Ennepetal) Steinert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 8/1235 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz zur Regelung zusätzlicher Fragen der Ausbildungsplatzförderung 


§ 1 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 1 

Einzugsstellen 

(1) Die nach Maßgabe des Ausbildungsplatzför- 
derungsgesetzes zu erhebende Berufsausbildungs- 
abgabe wird durch die Berufsgenossenschaft ein- 
gezogen, bei der die bei den Abgabepflichtigen Be- 
schäftigten versichert sind, soweit nicht aufgrund der 
Absätze 2 bis 4 oder nach § 3 Abs. 4 des Ausbil- 
dungsplatzförderungsgesetzes etwas anderes be- 
stimmt wird. 

(2) Die Berufsausbildungsabgabe wird eingezogen, 

1. soweit der Bund und die Bundesanstalt für Arbeit 
(§§ 653, 654, 790 Abs. 2 und § 850 Abs. 3 Reichs- 
versicherungsordnung) Träger der Unfallversi- 
cherung sind, durch das Bundesamt für Finanzen, 

2. soweit die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften mit Ausnahme der Gartenbau-Berufsge- 
nossenschaft Träger der Unfallversicherung sind, 
durch das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft. 


(3) Die Berufsausbildungsabgabe wird eingezogen 

1. für den Bereich der Metall-Berufsgenossenschaf- 
ten (Nummern 5 bis 9 der Anlage 1 zu § 646 
Reichsversicherungsordnung) durch die Maschi- 
nenbau- und Kleinejsenindustrie-Berufsgenos- 
schaft, 

2. für den Bereich der Bau-Berufsgenossenschaften 
(Nummern 21 bis 27 der Anlage 1 zu § 646 
Reichsversicherungsordnung) durch die Bau-Be- 
rufsgenossenschaft Wuppertal. 

(4) Soweit die Länder, die Gemeinden, die Ge- 
meindeunfallversicherungsverbände und sonstige 
von den Ländern bestimmte Stellen Träger der 
Unfallversicherung sind (§§ 655 bis 657, 790 Abs. 2 
und § 850 Abs. 3 Reichsversicherungsordnung), be- 
stimmen die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten obersten Landesbehörden die Einzugs- 
stellen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 hat die Ein- 
zugsstelle die Berufsausbildungsabgabe zentral für 
das ganze Bundesgebiet einzuziehen." 
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